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Sehr vereehr-
te Leserinnen 
und Leser,

wir widmen 
diese und 
die nächste 
Ausgabe von 
KSD-Nach-
richten den 
Wohnraum-

förderporgrammen der einzelnen Bundes-
länder – mit besonderer Beachtung der 
Wohneigentumsförderung. Dies haben 
wir bereits schon mit der Ausgabe 02/2006 
getan. Das Thema bleibt aber aktuell!

Wenn derzeit viel von entspannten Woh-
nungsmärkten die Rede ist, muss hier aber 
genau hingeschaut werden. Sind bestimmte 

Regionen im Norden und Osten des Landes 
von Schrumpfungstendenzen betroffen, ist 
eine verstärkte Nachfrage nach Wohnraum 
im süd- und südwestdeutschen Raum 
deutlich spürbar. Auch hat die Nachfrage 
nach familiengerechtem Wohnraum nicht 
nachgelassen. Hier bedarf es – nicht zu-
letzt auch wegen der demographischen 
Herausforderungen – nicht nachlassender 
Anstrengungen und Bemühungen. 

Mit der Föderalismusreform (2006) ist 
die soziale Wohnraumförderung in die 
Verantwortung der Länder übergegangen. 
Zum Ausgleich für die damit entfallenden 
Bundesfinanzhilfen stehen den Ländern 
jährliche Kompensationszahlungen in 
Höhe von 518,2 Mio. Euro jährlich bis ein-
schließlich 2013 zu. 

Nun stehen also die Bundesländer in der 
Verantwortung, für ausreichend bezahlba-
ren Wohnraum Sorge zu tragen. Nach wie 
vor gibt es Bevölkerungskreise, die ohne 
öffentliche Hilfe nicht zu selbst genutztem 
Wohnraum bzw. bezahlbaren Mietwoh-
nungen kommen. Die Länder dürfen in 
ihren Anstrengungen nicht nachlassen und 
die jeweiligen Wohnungs(bau)förderpro-
gramme nicht haushaltspolitischen Kon-
junkturen unterordnen. 

Wer sich auf die Schaffung von Wohnei-
gentum einlässt oder es modernisiert, geht 
langfristige Investitionen und Verpflichtun-
gen ein. Dafür bedarf es verlässlicher Part-
ner und Förderinstrumente! 

Eine angenehme Lektüre wünscht Ihr,

Ulrich Müller 
Geschäftsführendes Vorstandsmitglied 

Anzeige

Wohnraumförderung 
Eine weiterhin bestehende Notwendigkeit 
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Den jährlichen Höhepunkt im Verbands-
leben des KSD stellt zweifelsohne die Jah-
restagung Anfang Mai dar. In diesem Jahr 
trafen sich die Mitglieder des KSD vom 2. 
bis 4. Mai in Konstanz am Bodensee. Vor 
der malerischen Kulisse des Bodensees 
konnte den Tagungsteilnehmern ein kurz-
weiliges und attraktives Programm gebo-
ten werden. 

Der KSD tagte in Konstanz auf Einladung 
des im Erzbistum Freiburg ansässigen 
Siedlungswerk Baden e.V. Das Siedlungs-
werk – Zusammenschluss familienorien-
tierter Baugenossenschaften im Erzbistum 
Freiburg – ist Mitglied im KSD und feierte 
in diesem Jahr sein 60jähriges Jubiläum. 

Als besondere Höhepunkte der Tagung 
können sicherlich das festliche Hochamt 
mit Herrn Erzbischof Dr. Robert Zollitsch, 
die öffentliche Vortragsveranstaltung sowie 
das Abendprogramm am Donnerstag auf 
der Blumeninsel Mainau gelten. 

In seinem Grußwort (siehe Dokumen-
tation auf Seite 4/5) ging Erzbischof Dr. 
Zollitsch u.a. auf die Aufbauleistung der 
kirchlichen Wohnungsunternehmen in 

der Nachkriegszeit ein. Hier haben sich 
die Siedlungswerke und Familienheime 
große Verdienste erworben. Das über die 
Jahrzehnte erworbene immobilienwirt-
schaftliche Know how der Unternehmen 
gelte es, in Anbetracht der zunehmenden 
Herausforderungen, vor denen kirchliche 
Einrichtungen aufgrund steigender Unter-
haltsaufwendungen für Immobilienbestän-
de bei gleichzeitig knapper werdenden 
finanziellen Ressourcen stehen, verstärkt 
abzurufen. 

Während der öffentlichen Veranstal-
tung konnten die Teilnehmer neben dem 
60jährigen Jubiläum des Siedlungswerkes 
Baden e.V. auch das 60jährige Firmenjubi-
läum der Familienheim Buchen-Tauberbi-
schofsheim Baugenossenschaft eG feiern. 
Dazu wurde ein eigens produzierter Vi-
deofilm gezeigt, der die Unternehmensge-
schichte von Beginn im Jahr 1946 bis heu-
te in eindrucksvollen Bildern schilderte. 
Insbesondere wurden die Verdienste des 
„Gründungsvaters“ Pfarrer Heinrich Mag-
nani hervorgehoben, der für viele Kriegs- 
und Flüchtlingsopfer ein Hoffnungszeichen 
für eine bessere Zukunft war. 

Ministerpräsident a.D. Erwin Teufel, den 
das Siedlungswerk Baden als Festredner 
für die öffentliche Veranstaltung gewinnen 
konnte, sprach zum Thema „Familie – Fun-
dament der Gesellschaft und des Staates“. 
In seiner Rede ging er mit der aktuellen 
Familienpolitk der Großen Koalition hart 
ins Gericht und betonte die Notwendigkeit 
wirklicher Wahlfreiheit bei der Betreuung 
von Kindern. Familienarbeit und berufli-
che Tätigkeit sind beide bedeutsam und 
seien als gleichwertig zu betrachten und 
dürfen nicht ideologisch gegeneinander 
ausgespielt werden. 

Am Abend des 3. Mai fand dann das fest-
liche Rahmenprogramm „Bunter Abend“ 
auf der Blumeninsel Mainau statt. Über-
rascht wurden die Festgäste u.a. mit eini-
gen schauspielerischen Einlagen von zwei 

der „drei Musketiere“. Am Freitag wurde 
die Tagung mit der Mitgliederversamm-
lung des KSD weitergeführt. Es stand u.a. 
die Entlastung und Neuwahl des Vorstan-
des an. Einstimmig erteilten die Mitglieder 
des KSD dem Vorstand seine Entlastung 
und dankten für die Arbeit der vergange-
nen drei Jahre. Alle bisherigen Vorstands-
mitglieder hatten im Vorfeld bereits ihre 
Zusage für eine erneute Kandidatur be-
kannt gegeben, so dass der neue Vorstand 
aus den bisherigen Vorstandsmitgliedern 
besteht (zur Zusammensetzung siehe www.
ksd-ev.de/index.php?id=16). 

Abgerundet wurde die Jahrestagung mit 
einer Bodenseerundfahrt am Freitagnach-
mittag. Die Teilnehmer an der Rundfahrt 
erwartete auf dem Schiff eine Weinverkos-
tung bei Dixieland Jazz und einer Ortsbe-

sichtigung von Meersburg. 
Es sei an dieser Stelle noch einmal allen 

Mitwirkenden – vor und hinter den Kulis-
sen – sowie allen Teilnehmern und Gäs-
ten der KSD-Jahrestagung 2007 für ihren 
Beitrag zum guten Gelingen der Tagung 
gedankt. Auf ein Wiedersehen zur Jahres-
tagung 2008 in der Unesco-Welterbestadt 
Regensburg!  

Autor: KSD

KSD-Jahrestagung 2007

„60 Jahre kirchliches Bauen für Familien“ 

© Verlag Bauen und Siedeln c/o KSD e.V., Berlin

Ministerpräsident a.D. Erwin Teufel während 
seines engagierten Vortrags zur Bedeutung von 

Familie für Staat und Gesellschaft 
Quelle: Siedlungswerk Baden e.V.
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Klaus Merkle, Vorsitzender des Siedlungswerkes 
Baden e.V., begrüßt die angereisten Teilnehmer 
und Gäste der KSD-Jahrestagung 2007 im Stei-
genberger Inselhotel in Konstanz 
Quelle: Siedlungswerk Baden e.V.

KSD-Panorama
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Sehr geehrte Festversammlung, 
(...)

herzlich willkommen in der alten Bi-
schofsstadt Konstanz! Nachdem Sie schon 
1992 und 1956 in unserer Erzdiözese Jah-
restagungen des KSD in Freiburg abgehal-
ten haben, sind Sie dieses Mal nach Kon-
stanz an den Bodensee gekommen. Eine 
gute Wahl – auch aus Sicht der Erzdiözese. 
Schließlich war Konstanz über 1200 Jahre 
Sitz der größten Diözese im deutschspra-
chigen Raum. Dieses Bistum umfasste den 
größten Teil des heutigen Baden-Württem-
berg, einen großen Teil der Schweiz, und 
einen Anteil des Vorarlberg. Zusammen 
mit der großen Klosterkultur, die sich rund 
um den Bodensee im Mittelalter und der 
Neuzeit entwickelt hat – erinnern möch-
te ich nur an die Klöster der Reichenau, 
Petershausen in Konstanz oder St. Gallen 
– hatte diese Gegend prägenden Einfluss 
auf die kirchliche, kulturelle und politi-
sche Entwicklung weit über den Bodense-
eraum hinaus. 
(...)

Die Katholische Siedlungsbewegung hat 
Tradition in der Erzdiözese Freiburg. Zwei-
mal schon konnten Frauen und Männer 
aus unserem Bistum wichtige Impulse für 
einen Neuanfang einer Katholischen Sied-
lungsbewegung geben: zum einen 1929 
beim 68. Deutschen Katholikentag in Frei-
burg mit der Gründung der ersten „Famili-
enheim“ hier in Freiburg und dann wieder 
1946 unter Pfarrer Heinrich Magnani mit 
der Gründung der ersten kirchlichen Bau-
genossenschaft nach dem 2. Weltkrieg, der 
„Neuen Heimat“ für den Landkreis Buchen. 
Und nach den Aufzeichnungen von Pfarrer 
Magnani waren es auch Geschäftsführer 
der schnell überall in unserer Diözese 
auf Kreisebene entstehenden kirchlichen 
Baugenossenschaften, die die Gründung 
eines Katholischen Siedlungsdienstes auf 
Bundesebene angeregt haben – 1947 war 

es dann soweit. 
Die Hilfen, die dem katholischen Sied-

lungsdienst angehörige kirchliche Unter-
nehmen in den Aufbaujahren der Bundesre-
publik bis heute den Wohnungssuchenden 
haben zuteil werden lassen, waren gewal-
tig. Allein 400.000 Wohnungen haben 
die KSD-Unternehmen seit 1947 er-
richtet. Dafür gebührt Ihren Unter-
nehmen der Respekt und der Dank 
auch der Diözesen in Deutschland. 

Die Aufgaben der Anfangsjahre haben 
sich verändert. Der materiellen Not als 
Massenphänomen ist vielfach psychische 
Not gefolgt: Wir stellen eine zunehmende 
Vereinsamung der Menschen fest, die Ge-
waltbereitschaft der Jugendlichen ist dra-
matisch gewachsen. Alleinerziehende oder 
Familien finden nur schwer bezahlbaren 
Wohnraum, auf der anderen Seite gibt es 
ganze Wohnquartiere, in denen alte Men-
schen alleine leben. 

Kirchliche Wohlfahrtsverbände wie die 
Caritas sind froh, wenn sie bei der Betreu-

ung solcher Menschen Unterstützung bei 
Ihnen, den Mitgliedern des KSD, finden. 
So wird z.B. Wohnraum für Wohngruppen 
von psychisch kranken Menschen als ers-
ter Schritt zur Wiedereingliederung in den 
normalen Alltag überall dringend gesucht, 
wie ich aus vielen Gesprächen mit Vertre-
tern unserer Caritasverbände weiß. 
(...)

Auch für die Diözesen in Deutsch-
land ist das Thema Immobilienbe-
wirtschaftung ein zunehmend wichti-
gerer Aufgabenbereich geworden. Ich 
spreche nicht nur von den Problemen, die 
wir lösen müssen, wenn es um die Suche 
von Nachfolgenutzungen für ehemalige 
Kirchengebäude geht. Dies ist zumindest 
im Bereich der Erzdiözese Freiburg noch 
ein seltener Fall. 

Doch wer kennt in unseren Diözesen in 
Deutschland die exakte Zahl der Gebäude 
oder der Gebäudearten z.B. in den Kir-
chengemeinden? Wo sind diese vollständig 
erfasst oder zumindest die Kriterien fest-
gelegt, die für eine Erfassung Grundlage 
sind? Dabei bräuchten wir solche Daten 
dringend für unsere pastorale Planungen. 

Oder ein anderes Beispiel: Niemand 
kennt genaue Zahlen darüber, welche fi-
nanziellen Aufwendungen in den nächsten 
Jahren und Jahrzehnten für die baulichen 
Instandhaltungen der Pfarrzentren, Pfarr-
häuser oder Kindergärten draußen in den 
Kirchengemeinden erforderlich sind. Und 
wenn wir alles erfasst haben sollten – wer 
kümmert sich dann um die Bestände: so-
wohl um die Pflege der ermittelten Zahlen 
als auch um die Immobilien selbst? 

Und es darf auch die zeitliche Dimen-
sion solcher Projekte nicht unterschätzt 
werden. Manches von dem, was ich gerade 
erwähnt habe, wurde im Rahmen der von 
uns 2002 gegründeten Pfarrpfründestif-
tung für die Pfarrpfründen umgesetzt. Aber 
erst nach fast fünf Jahren haben wir einen 
Stand erreicht, der uns Planungssicherheit 
für weitere strategische Überlegungen hin-
sichtlich des dort vorhandenen Immobili-
enbesitzes gibt. 

Ich kann im Rahmen eines Grußwor-

Grußwort Erzbischof Dr. Robert Zollitsch

„Handeln aus Verantwortung“ 
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Erzbischof Dr. Zollitsch begrüßt die Gäste des 
KSD im Erzbistum Freiburg und heißt alle Teil-
nehmer herzlich Willkommen 
Quelle: Siedlungswerk Baden e.V. Fortsetzung nächste Seite 

KSD-Panorama



tes diese Aufgabenfelder nur anreißen, es 
gäbe noch manches zu erwähnen oder zu 
ergänzen. Sie sehen aber, sehr geehrte 
Festversammlung, es sind gewaltige 
Aufgaben und Herausforderungen 
vor denen die kirchliche Immobili-
enwirtschaft steht. Diese skizzierten 
Aufgaben sind m. E. nur zu lösen, 
wenn Diözesen, Kirchengemeinden 
und die Immobilienwirtschaft zusam-
menarbeiten. Und da sind Sie, sehr 
geehrte Vertreter aus der kirchlichen 
Immobilienwirtschaft des KSD, doch 
unsere ersten Ansprechpartner – und 
vor allem diejenigen unter Ihnen, die 
als diözesane Siedlungswerke unmit-
telbar mit ihrer Diözese verbunden 
sind. Wir brauchen Ihre Unterstüt-
zung und Ihre fachliche Beratung und 
ich bitte Sie, auf die zuständigen Ab-
teilungen und Referate Ihrer jewei-
ligen Diözesen zuzugehen und Ihre 
Hilfe anzubieten. 

Sehr geehrte Damen und Herren aus 
der katholischen Siedlungsbewegung, ich 
wünsche Ihnen für Ihre wichtige Arbeit 
und Ihre Unternehmen Gottes Segen und 
Ihrer Tagung einen guten Verlauf.  

Autor: Erzbischof Dr. Robert Zollitsch/
Bearbeitung KSD

Anzeige
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Erweiterte Länderkompetenzen in der Wohnraumför-
derung 

Mit der 2006 verabschiedeten Födera-
lismusreform ist der Aufgabenbereich der 
(sozialen) Wohnraumförderung von der 
Bundes- auf die Länderebene übertragen 
worden. Zum Ausgleich der damit auf die 
Länder neu zugekommenen Verpflichtung, 
erhalten die Bundesländer die entfallen-
den Bundesfinanzhilfen in Höhe von 518,2 
Mio. als jährliche Kompensationszahlun-
gen bis 2013. Den Ländern steht es nun-
mehr frei, das bisher gültige Gesetz über 
die soziale Wohnraumförderung (Wohn-
raumförderungsgesetz - WoFG) aus dem 
Jahr 2001, welches die Rechtsgrundlage 
der Wohnraumförderung auf Bundesebe-
ne darstellte, weiter gelten zu lassen oder 
es durch eigene Gesetzgebung abzulösen. 

Freisstaat Bayern mit eigenem Wohn-
raumförderungsgesetz

Bislang hat aber lediglich der Freistaat 
Bayern von seiner Kompetenz Gebrauch 
gemacht und hat ein eigenes Gesetz über 
die Wohnraumförderung in Bayern (Baye-

risches Wohnraumförderungsgesetz - Bay-
WoFG) im April 2007 verabschiedet. In den 
anderen Bundesländern gilt das WoFG als 
Rechtsgrundlage weiter. Alle Förderpro-
gramme der Länder beziehen sich derzeit 
– mit Ausnahme Bayerns – somit auf das 
WoFG. Nach bisherigem Erkenntnisstand 
planen derzeit folgende Bundesländer 
eigene Landesgesetze zur Wohnraumför-
derung: Baden-Württemberg (Gesetzent-
wurf der SPD-Landtagsfraktion), Schleswig-
Holstein, Niedersachen sowie Hamburg. 
Derzeit ist aber unklar, wann in diesen 
Bundesländern genau mit einer solchen 
gesetzlichen Grundlage zu rechnen ist. 

Die Länderprogramme zur Wohn-
raumförderung im Einzelnen

Auf den folgenden Seiten finden Sie in 
jeweils eigenen Artikeln die wichtigsten 
Eckpunkte der Landesförderprogramme 
hinsichtlich der Wohneigentumsförderung 
dargestellt. In der vorliegenden Ausgaben 
von KSD-Nachrichten finden Sie zunächst 

Fortsetzung nächste Seite 

Schwerpunkt

http://www.bibessen.de
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Wohnraumförderung in Rheinland Pfalz 2007

Rheinland-Pfalz bietet attraktive Wohn-
bedingungen: Durchschnittlich 97,7 Qua-
dratmeter Wohnungsgröße bedeutet die 
Spitzenposition in der nationalen Rang-
folge. Mit einer Wohneigentumsquote von 
56 Prozent und einer Wohnfläche pro Ein-
wohner von 45 Quadratmetern weist das 
Land jeweils die zweihöchsten Werte in 
Deutschland aus. Nach wie vor nimmt die 
Wohnraumförderung in Rheinland-Pfalz 
einen hohen Stellenwert ein. Neben der 
klassischen Förderung des Neubaus von 
Wohneigentum rückt auch die Moderni-
sierung stetig weiter in den Vordergrund. 
Steigende Öl- und Gaspreise veranlassen 
immer mehr Haus- und Wohnungseigen-
tümer, in energiesparende Maßnahmen 
zu investieren. Im Jahr 2006 hat das Land 
6.550 Wohneinheiten mit einem Volumen 
von 98,3 Mio. EUR gefördert, wobei sich 
insbesondere das Modernisierungspro-
gramm im Hausbankenverfahren außeror-
dentlich positiv entwickelt hat. 

Als eigenständiges Ressort der LRP Lan-
desbank Rheinland-Pfalz setzt die LTH 
Landestreuhandstelle (Mainz) die Förder-
programme des Landes auf dem Gebiet des 
Wohnungs- und Städtebaus um. Rund 40 
Fördermittelberaterinnen und -berater der 
LTH verfügen über langjährige Erfahrun-
gen im Fördergeschäft und sind Ansprech-
partner für alle Fragen der Wohnraumför-
derung.

Eigentümer von Häusern und Woh-
nungen sowie Investoren können für ihr 
Vorhaben zinsgünstige Landesdarlehen, 
Investitionszuschüsse oder vom Land zins-
verbilligte Kapitalmarktdarlehen erhalten. 
So können bspw. für Neu-, Aus- oder Um-
bau von selbst genutztem Wohneigentum 
Baudarlehen in Höhe von 4.000 bis 7.000 
EUR pro Person und 4.000 bis 6.000 EUR 

pro Kind gewährt werden. Hinzukommen 
kann ein Aufwendungsdarlehen in Höhe 
von 1.800 EUR für jede im Haushalt le-
bende Person. Ähnlich Fördersätze ge-
leten auch für den Erwerb vorhandener 
Wohnungen zur Selbstnutzung durch den 
Eigentümer. 

Besonders günstige Konditionen zeich-
nen die einkommensabhängige Förde-
rung aus: Für die Modernisierung seines 
Wohneigentums zahlt der Darlehensneh-
mer in den ersten zehn Jahren 3,5 Prozent 
Zinsen. Attraktiver sind die Zinsen für die 
Landesdarlehen im Wohneigentumspro-
gramm: 1 Prozent in den ersten zehn Jah-
ren. 

Neben dem Fördergeschäft steht auch 
der rheinland-pfälzische Wohnungsmarkt 
im Fokus der LTH. Die jährlich veröffent-
lichte Publikation „Wohnungsmarktbeo-
bachtung Rheinland-Pfalz“, herausgege-
ben von der LTH in Kooperation mit dem 
Bauforum Rheinland-Pfalz, enthält Beo-
bachtungen, Informationen und Grafiken 
zu Eckwerten in Bauwirtschaft, Bevölke-
rungsstruktur und Haushalten. Sie bietet 
außerdem eine ausführliche Grundlage, 
um Investitionsentscheidungen zu erleich-
tern und eine effiziente Wohnungsbaupoli-
tik zu unterstützen.   

Autor: LTH/Bearbeitung KSD

Schwerpunkt

Das Gebäude der LTH Rheinland-Pfalz in Mainz
Quelle: LTH Landestreuhandstelle Rheinland-Pfalz, Mainz

Informationen zu den Förderprogrammen 
der Länder: Bayern, Brandenburg, Bremen, 
Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz so-
wie dem Saarland. In der Herbstausgabe 
von KSD-Nachrichten finden Sie dann die 
weiteren Bundesländer mit ihren jeweili-
gen Förderprogrammen verzeichnet.

Derzeit verfügt Berlin als einziges Bun-
desland über kein eigenes Wohnraum-
förderprogramm. Zum Jahresende 2002 
wurde die Förderung des Wohnungsbaus 
eingestellt. Eine notwendige Anschlussför-
derung im sozialen Wohnungsbau hatte 
der Berliner Senat – nicht zuletzt aufgrund 
der dramatischen Haushaltslage Berlins 
– seinerzeit abgelehnt. Wann in Berlin mit 
einer Wiederaufnahme der Förderung im 
Wohnungsbereich gerechnet werden kann, 
ist derzeit nicht absehbar.  

Autor: KSD

Informieren Sie sich kompetent und 
kostenlos unter:
Telefon: 0800 / 200 400 1 oder:
www.alzheimer-forschung.de

Grabenstraße 5 · 40213 Düsseldorf

1906 – berichtet Dr. Alois Alzheimer 
von der ersten Alzheimer-Patientin.

2006 – 100 Jahre später – brauchen 
mehr als 1 Million Alzheimer-
Patienten Hilfe.

Wir führen fort, was Dr. Alzheimer 
begann. Wir fördern Forschung und 
Aufklärung über die Alzheimer-
Krankheit.

100 Jahre

A
28

Anzeige
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NRW-Wohnraumförderung 2007

sierung von Altenwohn- und Pflegeheimen 
sowie für wohnungswirtschaftliche Maß-
nahmen des Stadtumbaus bei hoch ver-
dichteten Sozialwohnungsbeständen der 
1960er und 1970er Jahre in Verbindung 
mit integrierten Bewirtschaftungskonzep-
ten werden fortgeführt. 

Bei der Modernisierung oder dem Um-
bau von Altenwohn- und Pflegeheimen 
kann zukünftig die Bausubstanz, die nicht 
mehr als vollstationäre Einrichtung genutzt 
werden soll, zu selbständigen Wohnfor-
men mit Neubaustandard umgenutzt und 
mit Fördermitteln unterstützt werden. Das 
Förderangebot gilt auch für ehemalige 
Wohnheime, in denen erstmals selbstän-
dige Mietwohnungen mit Neubaustandard 
und Miet- und Belegungsbindungen ent-
stehen. 

Auch bestehende Wohngebäude können 
nach durchgreifenden Umbaumaßnahmen 
zur Anpassung an geänderte Wohnbedürf-
nisse bei Einhaltung des Neubaustandards 
gefördert werden. Die Förderung von sog. 
Nichtwohngebäuden, in denen durch Nut-
zungsänderung erstmals Mietwohnungen 
mit Neubaustandard entstehen, bleibt be-
stehen. Bei der Umnutzung von Gebäuden, 
die von besonderem städtebaulichen Wert 
sind (z. B. Kirchen. Gemeindehäuser, Klös-
ter, Schulen, Krankenhäuser, historische 
Verwaltungs- und Gewerbegebäude) oder 
ein Denkmal sind oder in einem Denkmal-
bereich liegen, können Zusatzförderungen 
gewährt werden. 

Menschen mit Behinderung

Zugunsten von Menschen mit Behinde-
rungen stehen 2007 in NRW 60 Mio. EUR 
zur Verfügung. Gefördert werden u.a. der 
Bau oder der Erwerb selbst genutzten 
Wohneigentums und die behindertenge-
rechte Nachrüstung von vorhandenem 
Wohneigentum oder auch die Neuschaf-
fung stationärer Wohnformen von guter 

Das Land Nordrhein-Westfalen will mit 
dem Wohnraumförderungsprogramm 
2007 – in der Folge der Programme der 
Vorjahre – Antworten auf die demographi-
schen und sozialen Herausforderungen ge-
ben, vor denen Stadtentwicklung und Woh-
nungspolitik stehen. Dabei wird ein Fokus 
auf die Bestandsentwicklung gelegt. Im 
Zentrum steht die Förderung familienge-
rechten Wohnens mit einem Mittelvolumen 
von ca. 500 Mio. EUR. Mit einem Volumen 
von 325 Mio. EUR werden Maßnahmen 
zur Bewältigung des demographischen 
Wandels finanziert. Dazu gehören u.a. 
Maßnahmen für:

-  Mietwohnungen mit Betreuungsange-
boten,

-  barrierefreie Wohnungen auf inner-
städtischen Brachflächen sowie 

-  Maßnahmen im experimentellen 
Wohnungsbau. 

Seniorengerechte Immobilien werden 
als ein Zukunftsmarkt für die Wohnungs-
wirtschaft angesehen. Deshalb werden 
auch weiterhin in NRW gemeinschaftliche 
Wohnprojekte, Gruppenwohnungen mit 
ambulanter Betreuung sowie kleinere sta-
tionäre Pflegeeinrichtungen, die im Wohn-
quartier integriert sind, gefördert.

Förderung investiver Bestandsmaß-
nahmen

Zur Unterstützung differenzierter, 
standort- und nachfragegerechter Be-
standsinvestitionen stehen in 2007 neue 
und geänderte Förderangebote mit einem 
Mittelvolumen von 75 Mio. EUR zur Ver-
fügung. 

Zukünftig können Baumaßnahmen ge-
fördert werden zur denkmalgerechten 
Erneuerung von selbst genutzten Wohnge-
bäuden. Die Förderangebote zum Abbau 
von Barrieren im Bestand, zur Moderni-

Fortsetzung nächste Seite 

Schwerpunkt

Wohnqualität an integrierten Standorten. 
Ergänzend zu den bereits vorhandenen 

Förderangeboten hat das Land die Dar-
lehen für den Bau neuer komplett 
barrierefreier Wohnheimplätze im 
laufenden Jahr verbessert. Das Darle-
hen beträgt jetzt bis zu 31.100 EUR (bisher 
25.200 EUR), ist mit 1 Prozent zu tilgen 
und mit 0,5 Prozent zu verzinsen. Seit der 
Einführung der Barrierefreiheit als Stan-
dard im sozialen Wohnungsbau im Jahr 
1998 sind in NRW ca. 100.000 behinder-
tengerechte Wohnungen mit Landesförde-
rung entstanden. 

Wohneigentumsförderung

So werden mit der Wohneigentumsför-
derung in NRW vor allem Haushalte - im 
Rahmen bestimmter Einkommensgrenzen - 
mit mindestens einem Kind und/oder einer 
schwerbehinderten Person beim Bau oder 
Erwerb von selbst genutztem Wohneigen-
tum gefördert. Förderinstrumente sind vor 
allem zinslose oder zinsgünstige Bau-
darlehen. Für die Neuschaffung und Erst-
erwerb gewährt NRW in einer Grundför-
derung zwischen 20.000 und 40.000 EUR 
pro Maßnahme. Aufgestockt werden kann 
die Grundpauschale für jedes im Haushalt 
lebende Kind um jeweils 5.000 EUR. Der 
Erwerb vorhandenen Wohnraums wird mit 
bis zu 31.500 EUR je Maßnahme gefördert 
(plus Kinderbonus in Höhe von je 3.500 
EUR). Für förderfähige Haushalte, die die 
zur Förderung notwendige Eigenleistung 
in Höhe von 10 Prozent nicht erbringen 
können, kann ein sog. Starterdarlehen 

Verbesserte Förderung von Wohnraum für Men-
schen mit Behinderung in NRW
Quelle: Flickr.com
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von 12.000 EUR gewährt und als Ersatz für 
den Anteil der notwendigen Eigenleistung 
anerkannt werden.

Objekte in Städten mit einem beson-
deren Entwicklungsbedarf (z.B. Bottrop, 
Gelsenkirchen, Oberhausen) können 
mit einem sog. Stadtbonus in Höhe von 
14.000 EUR (für Erwerb vorhandenen 
Wohnraums) bzw. in Höhe von 20.000 
EUR (Neuschaffung und Ersterwerb) bezu-
schusst werden. 

Finanzierung des Wohnraumförde-
rungsprogramms 2007 

Das Wohnraumförderungsprogramm 
2007 wird ein Finanzvolumen von 900 
Mio. € haben, das zu über 91 % aus dem 
Landeswohnungsbauvermögen finanziert 
wird. Die Förderung verteilt sich u.a. auf 
folgende Bausteine: 

-  Eigentumsförderung 500 Mio. EUR, 
-  Mietwohnungen und Wohnheime 325 

Mio. EUR sowie
-  Investive Bestandsförderung 75 Mio. 

EUR.  

Autor: KSD

· Wohnraumförderungsbestim-
mungen (WFB) 2007

· Bestimmungen zur Förderung 
von Wohnheimen für Menschen 
mit Behinderungen (Wohnheim-
bestimmungen - WHB) 

· Richtlinien zur Förderung von in-
vestiven Maßnahmen im Bestand 
in Nordrhein-Westfalen (RL Be-
standsInvest 2006) 

· Richtlinien zur Förderung des Er-
werbs von Belegungs- und Miet-
bindungen im Wohnungsbestand 

NRW-Verwaltungsvorschriften in 
der sozialen Wohnraumförderung 
im Internet (auf den blauen Link klicken)

Schwerpunkt

Wohnraumförderung in Brandenburg 2007

„Familien mit Kindern und generationengerechtes Wohnen im Fokus“ 

Wohnen im Alter

Zu den Bedarfen und Zielen der Neu-
ausrichtung der Wohnraumförderung hat 
das brandenburgische Ministerium für 
Infrastruktur und Raumordnung (MIR) 
im Jahr 2006 einen Bericht zum Woh-
nen im Alter dem Landtag vorgelegt. Der 
Bericht konzentriert sich auf die Entwick-
lung besonderer Strategien für den länd-
lichen Raum sowie auf Maßnahmen zur 
Schaffung von altengerechtem Wohnraum. 
Neue Wohnformen für Senioren und Seni-
orinnen sollen gezielt unterstützt werden. 

Dabei möchte die Landesregierung gene-
rationenübergreifendes Zusammenleben 
besonders hervorheben. Ziel ist u.a. älte-
ren Menschen ein möglichst langes selbst-
bestimmtes Wohnen zu ermöglichen und 
eine Verbindung von Wohnen und Pflege 
zu realisieren.

Auf dieser Grundlage wurde die Wohn-
raumförderung ab 2007 neu konzipiert, 
um Zielsicherheit und Effektivität zu si-
chern. Es erfolgte die qualitative Anpassung 
an die speziellen Bedarfe von Familien mit 
Kindern und Seniorinnen und Senioren im 

Fortsetzung nächste Seite 

http://www.mbv.nrw.de/Service/Downloads/Wohnen/FOERDERPROGRAMM/WFB_Reintext_2007.pdf
http://www.mbv.nrw.de/Service/Downloads/Wohnen/FOERDERPROGRAMM/WFB_Reintext_2007.pdf
http://www.mbv.nrw.de/bau/Wohnen/foerderung/Wohnheime/index.php
http://www.mbv.nrw.de/bau/Wohnen/foerderung/Wohnheime/index.php
http://www.mbv.nrw.de/Service/Downloads/Wohnen/FOERDERPROGRAMM/ReinschriftBestInvest_in_2007.pdf
http://www.mbv.nrw.de/Service/Downloads/Wohnen/FOERDERPROGRAMM/ReinschriftBestInvest_in_2007.pdf
http://www.mbv.nrw.de/bau/Wohnen/foerderung/FoerdMiet-uGenossenschaftswohnungen/index.php
http://www.mbv.nrw.de/bau/Wohnen/foerderung/FoerdMiet-uGenossenschaftswohnungen/index.php
http://www.mbv.nrw.de/bau/Wohnen/foerderung/FoerdMiet-uGenossenschaftswohnungen/index.php
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Sinne eines generationsgerechten Woh-
nens. Die Wohnraumförderung („Grund-
förderung“) wird künftig konzentriert in 
Anlehnung an die neue Förderstrategie 
des Landes – mit dem Leitbild einer in-
tegrierten Stadtentwicklungspolitik. Im 
Zielsystem erfolgt der Einsatz von Wohn-
raumfördermitteln in innerstädtischen Sa-
nierungs- und Entwicklungsgebieten bzw. 
in Vorranggebieten Wohnen. Außerdem 
werden verstärkt verfahrenstechnische Er-
weiterungen und Kombinationen mit den 
Städtebauförderprogrammen erfolgen, 
auch für die Gestaltung des Wohnumfelds 
und der wohnungsnahen Infrastruktur ist 
dies von Bedeutung. 

Förderung WOHNEIGENTUM 

Grundsätzlich verweist Brandenburg in 
der Wohneigentumsförderung auf die För-
dermöglichkeiten der KfW Förderbank. Die 
landeseigene Förderung wird als Ergän-
zungsfinanzierung verstanden. Im Rahmen 
der Wohnungsbauförderung unterstützt 
das Land Brandenburg die innerörtliche 
Wohneigentumsbildung im  Wohnungs-
bestand und als Neubau oder Ersterweb 
in Form von Baulückenschließung und 
auf innerörtlichen Recyclingflächen. Eine 
Förderung ist ausschließlich innerhalb der 
innerstädtischen Sanierungs- und Entwick-
lungsgebiete sowie in den Städten der regi-
onalen Wachstumskerne möglich. 

Dazu hat das Land Brandenburg im 

Schwerpunkt

Februar 2007 eine Richtlinie zur Förde-
rung von selbst genutztem Wohneigentum 
in Innenstädten (WohneigentumInnen-
stadtR) erlassen. Der Kreis derjenigen, 
die Wohneigentumsförderung beantragen 
können, wurde deutlich ausgeweitet. Die 
Einschränkungen auf bestimmte Haus-
haltsgrößen sind entfallen und die Ein-
kommensgrenzen wurden in Anlehnung an 
die Vorschriften des Eigenheimzulagenge-
setzes deutlich erhöht. Für den Bauherren 
gelten 70.000 EUR als Einkommensober-
grenze, für den Ehe- oder auch Lebensge-
meinschaftspartner gelten 50.000 EUR und 
für jede weitere zum Haushalt gehörende 
Person jeweils 30.000 EUR als zulässige 
Einkommenshöchstgrenze. 

Grund- und Zusatzförderung

Die Förderung kann in Form von Darle-
hen und Zuschüssen erfolgen. Zuschüsse je 
Wohneinheit (Projektförderung) können 
bis zu 12.000 EUR je Wohneinheit betragen 
(Grundförderung). Über die Grundförde-
rung hinaus könne für Bestandsmaßnah-
men in einer Zusatzförderung noch einmal 
12.000 EUR je Wohneinheit gewährt wer-
den. Die Förderung erhöht sich um 5.000 
EUR für jedes zum Haushalt rechnende 
Kind und für Haushalte mit schwerbehin-
derten Angehörigen. Die Höhe der vom 
Bauherren zu erbringenden Eigenleistun-
gen beträgt mindestens 15 Prozent. 

Für anforderungsgerechte bauliche 

Maßnahmen bzw. Ausstattungen für 
schwerbehinderte Haushaltsangehörige 
wird ein Zuschuss von bis zu 18.000 Euro 
je Wohneinheit gewährt. Für den Um- und 
Ausbau und die Erweiterung an bestehen-
den Gebäuden sowie die Schaffung einer 
zweiten Wohnung (muss Nebenwohnung 
sein) wird ein Zuschuss von 10.000 Euro 
gewährt, jedoch maximal in Höhe von 50 
vom Hundert der Gesamtkosten.

Anschubfinanzierung

Als Anschubfinanzierung von Bauträ-
germaßnahmen können Darlehen von 
bis zu 500 EUR je Quadratmeter Wohnflä-
che gewährt werden. Bei Maßnahmen im 
Wohnungs- und Gebäudebestand beträgt 
das Darlehen max. 350 EUR je qm. Bei 
der Herstellung der Barrierefreiheit ge-
mäß DIN 18025 in der jeweils geltenden 
Fassung erhöht sich das Baudarlehen um 
bis zu 100 EUR je qm Wohnfläche. Die ge-
förderten Wohnungen sind alsbald nach 
Abschluss der Baumaßnahmen zu einem 
angemessenen Kaufpreis an selbst nut-
zende Eigentümer zu veräußern. Bei Vor-
haben der Anschubfinanzierung soll die 
Eigenleistung mindestens 20 Prozent der 
Gesamtkosten betragen.

Fördermittel dürfen grundsätzlich nicht 
gewährt werden, wenn Sie mit Ihrem Pro-
jekt bereits begonnen haben. 
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· Förderprogramme des Ministeri-
ums für Infrastruktur und Raum-
ordnung - Bereich Wohnen 

· Wohnungsbauförderung der In-
vestitionsBank des Landes Bran-
denburg

· Richtlinie zur Förderung von 
selbst genutztem Wohneigentum 
in Innenstädten (Wohneigentu-
mInnenstadtR)

Quellen zur Wohnraumförderung 
in Brandenburg (auf den blauen Link klicken)
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http://www.landesrecht.brandenburg.de/sixcms/detail.php?gsid=land_bb_bravors_01.c.37253.de
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Wohnbauprogramm Bayern

„Wohnen ist ein Grundbedürfnis des Menschen“ 

Der Freistaat Bayern gewährte bislang 
im Bayerischen Wohnungsbauprogramm 
Zuwendungen für die soziale Wohnraum-
förderung auf der Grundlage des Wohn-
raumförderungsgesetzes (WoFG). Seit 
April 2007 verfügt Bayern als bislang einzi-
ges Bundesland über ein eigenes Wohn-
raumförderungsgesetz (BayWoFG, siehe 
gelber Kasten am Ende des Artikels), welches 
nunmehr die Rechtsgrundlage der Baye-
rischen Wohnungsförderung darstellt. 
Danach werden bei Fördermaßnahmen 
Haushalte begünstigt, deren Einkommen 
die Einkommensgrenzen des Art. 11 Bay-
WoFG nicht überschreiten. Für einen 2-
Personen-Haushalt gelten bspw. 29.000 

EUR als Einkommenshöchstgrenze und 
für jedes weitere Haushaltsmitglied erhöht 
sich die Einkommensgrenze um jeweils 
6.500 EUR. 

Bauherren müssen Eigentümer oder 
Erbbauberechtigte eines geeigneten Bau-
grundstücks sein oder nachweisen, dass 
dessen Erwerb oder die Bestellung des 
Erbbaurechts gesichert ist oder der Er-
werb durch die Gewährung der Fördermit-
tel gesichert wird. Bauherren sowie Erwer-
ber müssen zuverlässig, leistungsfähig und 
nach ihren Einkommens- und Vermögens-
verhältnissen in der Lage sein, das geför-
derte Objekt im Eigentum zu behalten. Sie 
müssen die Gewähr dafür bieten, dass das 

Bauvorhaben ordnungsgemäß und wirt-
schaftlich durchgeführt wird. 

Bei der Förderung von Eigenwohnungen 
soll die Eigenleistung in der Regel mindes-
tens 25 Prozent der Gesamtkosten betra-
gen. Bauvorhaben dürfen vor Förderbean-
tragung nicht begonnen worden sein. 

Auf Förderung von Wohneigentumsmaß-
nahmen besteht regelmäßig kein Rechts-
anspruch und wird jeweils im Rahmen der 
zur Verfügung stehenden Haushaltsmittel 
und nach sozialer Dringlichkeit vergeben. 

Es gilt auch jeweils bestimmte tech-
nische Förderungsvoraussetzungen 
wie angemessene Wohnungsgröße und 
Kostenobergrenzen der Wohnungsprojek-
te zu beachten. So gilt beim Kauf selbst 
genutzten Wohneigentums für einen 2-Per-
sonen-Haushalt höchstens 70 qm als an-
gemessene Wohnfläche. Für jede weitere 
Person im Haushalt kann die Wohnfläche 

Fortsetzung nächste Seite 

Schwerpunkt

http://www.kabeldeutschland.de
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bis zu 15 qm mehr betragen. 
 

Förderung von Eigenwohnungen

Diese Fördermöglichkeit betrifft Eigen-
heime sowie selbst genutzte Eigentums-
wohnungen. Im Bereich Neubau, Erst- und 
Zweiterwerb wird u.a. mittels staatlichem 
Baudarlehen gefördert. Die Fördervor-
aussetzungen ergeben sich aus den oben 
Wohnraumförderungsbestimmungen 
2003 (WFB 2003, siehe unten). Bei Neubau, 
Erst- und Zweiterwerb beträgt die Förde-
rung bspw. für eine 3-Zimmer-Wohnung 
bis zu 27.000 bis 47.000 EUR. Die Förder-
beträge können bis zu 10 Prozent z.B. für 
besonders förderungswürdige Wohnungen 
(etwa für Rollstuhlfahrer) erhöht werden 
und/oder um 10 Prozent bei besonders 
energiesparenden Maßnahmen, die 
deutlich über die Anforderungen der En-
ergieeinsparverordnung (EnEV) hinaus-
gehen. Während der Dauer einer vorge-
schriebenen 15jährigen Belegungsbindung 
wird der Zinssatz auf 0 Prozent gesenkt. Die 
laufenden Verwaltungskosten betragen 0,5 
Prozent bei 1 Prozent Tilgung. Ab dem 16. 
Jahr (Ende der Belegungsbindung) gilt ein 
Zinssatz von 7 Prozent. Eine Verlängerung 
der Zinsabsenkung ist unter bestimmten 
Voraussetzungen möglich. 

Ähnliche Förderkonditionen gelten bei 
Gebäude- und Wohnraumänderung. Hier 
verringern sich die Förderbeträge entspre-
chend den tatsächlichen Kosten für Um-
bau- und Modernisierungsmaßnahmen. 

Neben der Darlehensvariante gewährt 
der Freistaat Bayern im Rahmen seiner 
Eigenwohnungsförderung auch eine Zu-
schussvariante. Dabei besteht bei der 
Förderung die Möglichkeit, dass für den 
Fall der Geburt oder Adoption eines Kin-
des (oder mehrerer Kinder) nach dem 
Bezug des geförderten Objekts ein Betrag 
von 5.000 EUR pro Kind in einen Zuschuss 
umgewandelt wird. Voraussetzung ist, dass 
der Antragsteller und der Ehegatte, der Le-
benspartner oder der Partner einer sonsti-
gen auf Dauer angelegten Lebensgemein-
schaft zum Zeitpunkt der Antragstellung 
das 40. Lebensjahr noch nicht vollendet 

haben. 
Den Neubau, Erst- und Zweiterwerb 

selbst genutzten Wohneigentums unter-
stützt Bayern des Weiteren – immer im 
Rahmen bestimmter Einkommensgrenzen 
– mit einem Zinsverbilligungsprogramm, 
welches mit Unterstützung der Bayeri-
schen Landesbodenkreditanstalt sowie der 
KfW gewährt wird. Damit können bis zu 30 
Prozent der Gesamtkosten – max. 100.000 
Euro – gefördert werden. Die Zinsverbilli-
gung ist auf 10 Jahre angelegt. Der aktuell 
gültige verbilligte Zinssatz ist jeweils beim 
örtlich zuständigen Landratsamt oder der 
kreisfreien Stadt zu erfragen. Nach der 
Zinsfestschreibungsperiode ist eine Anpas-
sung an den Kapitalmarktzins vorgesehen. 
Das Darlehen kann alleine oder ergänzend 
mit staatlichen Baudarlehen beantragt 

Infografik

Rechtsgrundlagen der Wohn-
raumförderung in Bayern 

Bayerisches Wohnraumförde-
rungsgesetz -BayWoFG-

Wohnraumförderungsbestim-
mungen 2003 -WFB 2003- 

Richtlinien für das Bayerische 
Zinsverbilligungsprogramm

Schwerpunkt

werden. Wird kein staatliches Baudarle-
hen beantragt, wird eine weitere Zinsver-
billigung um 0,5 Prozent gewährt.  

Autor: KSD

http://www.servicestelle.bayern.de/bayern_recht/recht_db.html?http://by.juris.de/by/WoFoeG_BY_rahmen.htm
http://www.servicestelle.bayern.de/bayern_recht/recht_db.html?http://by.juris.de/by/WoFoeG_BY_rahmen.htm
http://www.stmi.bayern.de/imperia/md/content/stmi/bauen/wohnungswesen/foerderung/vorschriften/wfb_2003_stand_1111.pdf
http://www.stmi.bayern.de/imperia/md/content/stmi/bauen/wohnungswesen/foerderung/vorschriften/wfb_2003_stand_1111.pdf
http://www.innenministerium.bayern.de/imperia/md/content/stmi/bauen/wohnungswesen/foerderung/vorschriften/bek_zinsverb_progr.pdf
http://www.innenministerium.bayern.de/imperia/md/content/stmi/bauen/wohnungswesen/foerderung/vorschriften/bek_zinsverb_progr.pdf
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Wohnraumförderung der Saarlän-
dischen Investitionskreditbank AG 
(SIKB)

Das in 2007 aufgelegte Wohnraumför-
derungsprogramm der Saarländischen 
Förderbank dient der Finanzierung von 
selbst genutztem Wohneigentum und 
der Modernisierung an selbst genutztem 
Wohneigentum. Ziel des Programms ist 
es, einen Beitrag zur Sicherstellung einer 
bedarfsgerechten Wohnversorgung zu leis-
ten. Zinsverbilligte Kredite gibt es für einen 
Zeitraum von längstens 10 Jahren. 

Antragsberechtigt zur Förderung sind 
Privatpersonen, die selbst genutzte Einfa-
milienhäuser, selbst genutzte Eigentums-
wohnungen, selbst genutzte Wohnungen 
in Zweifamilienhäusern errichten bzw. im 
Ersterwerb anschaffen, wesentliche Bau-
maßnahmen an Gebäuden durchführen, 
um diese zur Selbstnutzung

-  auf Dauer wieder zu Wohnzwecken 
nutzbar zu machen oder

-  durch Nutzungsänderung oder Erwei-
terung Wohnraum schaffen oder

-  durch Änderung von Wohnraum an 
geänderte Wohnbedürfnisse anzupas-
sen

oder selbst genutztes Wohneigentum mo-

dernisieren.
Folgende jährliche Einkommensgrenzen 

dürfen dabei nicht überschritten werden:
Einpersonenhaushalt: EUR 15.600, 

Zweipersonenhaushalt: EUR 23.400, zzgl. 
für jede weitere zum Haushalt rechnende 
Person EUR 5.330 zzgl. für jedes Kind, das 
bei der Lohn- und Einkommenssteuer be-
rücksichtigt wird EUR 650. 

Es wird nur Wohnraum gefördert, des-
sen Wohnfläche 130 qm nicht übersteigt. 
Bei Zweifamilienwohnhäusern darf die Ge-
samtwohnfläche 240 qm nicht überschrei-
ten und keine Wohnung größer als 130 qm 
sein. Die finanziellen Verpflichtungen aus 
dem gesamten Bauvorhaben müssen zum 
Zeitpunkt der Förderbewilligung als für 
den Bauherren tragbar erscheinen. 

Neubau und Modernisierung selbst 
genutzten Wohnraums

Eine förderbare Modernisierung von 
Wohnraum liegt nur vor, wenn die Mo-
dernisierung in einem Zusammenhang mit 
dem Kauf der Wohnung steht und die Woh-
nung durch die Modernisierung wesentlich 
verbessert wird. Der förderbare Aufwand 
je Wohnung muss mindestens EUR 20.000 
betragen.

Zur Schaffung von Wohnraum werden 
bis zu 30 Prozent der Gesamtkosten, ma-
ximal jedoch EUR 500 je förderbarer qm 
Wohnfläche bei Neubau und Ersterwerb 
gefördert. Für wesentliche Baumaßnah-
men an bestehenden Gebäuden werden 
maximal EUR 400 je qm gefördert. Die 
förderbare Wohnfläche für einen 4-Perso-
nen-Haushalt beträgt 90 qm und verändert 
sich um jeweils 10 qm bei mehr oder we-
niger Personen im Haushalt. Bei baulichen 
Maßnahmen, die für im Haushalt lebende 
behinderte Menschen notwendig werden, 
können die Mehrkosten mit bis zu 15.000 
EUR zusätzlich gefördert werden. Der Bau-
herr hat in der Regel eine Eigenleistung 

von mindestens 20 Prozent der Gesamt-
kosten aufzubringen. 

Die Förderung der Modernisierung von 
Wohnraum wird mit maximal 80 Prozent 
der förderfähigen Kosten, höchstens jedoch 
bis zum Kredithöchstbetrag von 50.000 
EUR gefördert. Hier gilt ebenfalls die Min-
destgrenze für den Eigenleistungsanteil in 
Höhe von 20 Prozent. Nachfinanzierungen 
sind bei Wohnraumbeschaffungsmaßnah-
men und Modernisierungsvorhaben aus-
geschlossen. 

Förderkonditionen

Die maximale Kreditlaufzeit beträgt 30 
Jahre, wobei der Zinssatz nur für einen 
Zeitraum von 10 Jahren festgeschrieben 
wird. Der Zinssatz wird jeweils bei Aus-
zahlung von der Saarländischen Investi-
tionskreditbank festgelegt. Für die ersten 
10 Jahre wird eine Zinsverbilligung von 3 
Prozentpunkten gewährt. 

Vorrangig werden Vorhaben gefördert, 
die in Stadterneuerungsgebieten liegen. 
Dies sind insbesondere Sanierungsgebiete, 
Stadtumbaugebiete oder auch Gebiete, in 
denen Maßnahmen der „Sozialen Stadt“ 
durchgeführt werden. 

Eine Mietwohnraumförderung besteht 
ebenfalls. Ein Rechtsanspruch auf Förde-
rung besteht nicht. Übrigens gilt dies bei 
allen Förderprogrammen der öffentlichen 
Hand.   

Autor: KSD
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Wohnraumförderung im Saarland 2007

„Aktivierung des Wohnungsbestands und Stabilsierung innerstädtischer Quartiere“

2007-09-28  
KSD-Ortstermin, Salzburg

2007-11-08  
KSD-Fachtagung, Mainz

2007-11-27  
KSD-kompakt, vorauss. Köln 

2008-04-29/30  
KSD-Jahrestagung, Regensburg

Te r m i n e

· S IKB-Wohnraumfoerderung 
Wohneigentum 

 (Merkblatt Stand 05/07)

· SIKB-Wohnraumfoerderung  
Mietwohnraum 

 (Merkblatt Stand 05/07)

Quellen zur Wohnraumförderung 
im Saarland (auf den blauen Link klicken)

http://www.sikb.de/miscdb/5_100_wohnraumfoerderung_wohneigentum.pdf
http://www.sikb.de/miscdb/5_100_wohnraumfoerderung_wohneigentum.pdf
http://www.sikb.de/miscdb/5_110_wohnraumfoerderung_mietwohnraum.pdf
http://www.sikb.de/miscdb/5_110_wohnraumfoerderung_mietwohnraum.pdf
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Wohnungsförderung in Hamburg

„Familienförderung und Klimaschutz“ 

Zur Finanzierung von selbst genutztem 
Wohneigentum bietet die Hamburgische 
Wohnungsbaukreditanstalt (WK) eine 
Kombination von Darlehen an. So gibt 
es das WK-Baudarlehen als zinsloses 
Grunddarlehen. Das Grunddarlehen 
kann bei Familien mit Kindern um sog. Fa-
milienzuschläge erhöht werden. Außer-
dem gibt es ein WK-Energiespardarlehen 
als zinsloses Darlehen für energiesparende 
Neubauten. Eine weitere attraktive Förde-
rung für Familien mit mind. einem Kind ist 
die sog. Kinderzimmerzulage. Hierbei han-
delt es sich um einen einmaligen Zuschlag 
zu Erwerb von selbst genutzten Neubau-
Eigentumswohnungen für Familien, wobei 
höhere Einkommensgrenzen als bei den 
zinslosen Darlehen gelten. 

WK-Baudarlehen

Das zinslose Baudarlehen ist die Grund-
förderung der WK für Wohneigentum. Die 
Höhe des WK-Darlehens ergibt sich aus 
einem Festbetrag, der pro qm förderungs-
fähiger Wohnfläche bewilligt wird. Bei ei-
ner Person beträgt die förderungsfähige 
Wohnfläche 60 qm und erhöht sich für 
jede weitere im Haushalt lebende Person 
um jeweils 10 qm. Bei Behinderung gilt 
noch einmal ein Zuschlag von jeweils 10 
qm pro Person. Ein Ehepaar ohne Kinder 
erhält – unter Berücksichtigung bestimm-
ter Einkommensgrenzen (Überschreitung 
der Einkommensgrenzen des § 9 WoFG 
um nicht mehr als 70 %) – 10.000,00 Euro 
Förderung. Für jedes Kind erhöht sich der 
Betrag um jeweils 5.000,00 Euro. Gehören 
schwer behinderte Menschen zum Haus-
halt, erhöht sich der Familienzuschlag um 
je 1.000,00 Euro. 

Für die Dauer von 5 Jahren werden kei-
ne Zinsen im Rahmen der WK-Baudarlehen 
erhoben. Die Tilgung beträgt 2 Prozent. 
Außerdem wird ein einmaliger Kostenbei-
trag von 1 Prozent und ein laufender Kos-

Förderprogramme der Bundesländer 
zur Wohneigentums- und Moderni-
sierungsförderung 

Die Bundesländer stellen eine Reihe von 
Förderprogrammen zum Erwerb und Mo-
dernisierung von Wohngebäuden (selbst 
genutztes Wohneigentum, Mietwohnun-
gen u.ä.) zur Verfügung. Die folgende 
Liste stellt alle Förderinstitute der Länder 
zusammen. Die Namen der Bundesländer 
und die der Landesbanken sind direkt mit 
dem entsprechenden Internetauftritt ver-
linkt. Dort finden Sie ausführliche Infor-
mationen zur Vergabe von Fördermitteln 
durch das ausgewählte Bundesland.

Baden-Württemberg – L-BANK, Staatsbank 
für Baden-Württemberg
Bayern – Bayern Labo, Förderinstitut 
der Bayern LB und Organ der staatlichen 
Wohnungspolitik 
Berlin – Investitionsbank Berlin (IBB) 
In Berlin derzeit keine Wohneigentumsförderung!

Brandenburg – InvestitionsBank des Lan-
des Brandenburg (ILB)
Bremen – Bremer Aufbau-Bank GmbH
Hamburg – Hamburgische Wohnungs-
baukreditanstalt (WK) 
Hessen – LTH Bank für Infrastruktur
Mecklenburg-Vorpommern – Landesför-
derinstitut Mecklenburg-Vorpommern
Niedersachsen – Niedersächsische LAN-
DESTREUHANDSTELLE 
Nordrhein-Westfalen – NRW.Bank 
Rheinland-Pfalz – LRP Landesbank Rhein-
land-Pfalz
Saarland – SIKB Saarländische Investiti-
onskreditbank
Sachsen – SAB Sächsische AufbauBank
Sachsen-Anhalt – Investitionsbank Sach-
sen-Anhalt
Schleswig-Holstein – IB Investitionsbank 
Schleswig-Holstein
Thüringen – Thüringer Aufbaubank 

Neben den Länderprogrammen gibt es 
eine Vielzahl attraktiver Bundesprogram-
me zur Förderung von Wohneigentum 
bzw. der Modernisierung bestehender 
Wohnbauten. Dazu finden alle notwen-
digen Informationen im Internetangebot 
der KfW Förderbank.

tenbeitrag von 0,5 Prozent p.a. erhoben. 

WK-Energiespardarlehen

Für den Bau bzw. Kauf eines neu errich-
teten Passivhauses oder „KfW-Energiespar-
hauses 40“ wird zusätzlich ein während 
der gesamten Laufzeit zinsloses WK-Ener-
giespardarlehen in Höhe von 100,00 Euro 
je qm förderungsfähiger Wohnfläche ge-
währt. Die Tilgungsleistung beträgt hier in 
den ersten 10 Jahren 3 Prozent, anschlie-
ßend 5 Prozent p.a. Der Kostenbeitrag ist 
analog zum WK-Baudarlehen geregelt. 

Fördervoraussetzungen

Neben persönlichen Vorraussetzungen 
zur Förderung von Wohneigentum – wie 
bspw. Einhaltung bestimmter Einkom-
mensgrenzen, bestimmte Höhe an Eigen-
leistung u.a. – gelten auch Anforderun-
gen an den zu fördernden Neubau. Dabei 
gehen die Anforderungen deutlich über 
die Vorschriften den Energieeinsparver-
ordnung (EnEV) hinaus. So ist ein System 
zur kontrollierten Lüftung zwingend vorge-
schrieben. 

Ebenso fördert der Stadtstaat Hamburg 
auch die Umgestaltung und Erweite-
rung zu rollstuhl- und altengerechten 
Wohnraum. Die Förderung erfolgt pau-
schal auf Basis bestimmter förderfähiger 
Maßnahmenmodule durch Baukostenzu-
schüsse. Der Gesamtzuschussbetrag ist auf 
15.000,00 Euro begrenzt. 

Mietwohnungsbau

Den Mietwohnungsbau unterstützt die 
WK durch zinssubventionierte Baudarle-
hen, die mit einem Aufwendungszuschuss 
kombiniert werden können. Besonders 
gute Konditionen gibt es dabei für erhöhte 
energetische Standards wie KfW-60-, KfW-
40- und Passivhäuser.  

Autor: KSD
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http://www.l-bank.de/lbank/startseite.xml?nav_id=109&stufe=2&pfad=1,102
http://www.l-bank.de/lbank/startseite.xml?nav_id=109&stufe=2&pfad=1,102
http://www.labo-bayern.de/
http://www.labo-bayern.de/
http://www.labo-bayern.de/
http://www.ibb.de/desktopdefault.aspx/tabid-5/
http://www.ilb.de/
http://www.ilb.de/
http://www.bab-bremen.de/de/wohnungsbaufoerderung
http://www.wk-hamburg.de/
http://www.wk-hamburg.de/
http://www.lth.de/hlb/generator/Sites/LTH/wwwroot/Foerderprogramme/isFoerderprogramme.de.html
http://www.lfi-mv.de/ie/foerderprogramme/wohnungsbaufoerderung.html
http://www.lfi-mv.de/ie/foerderprogramme/wohnungsbaufoerderung.html
http://www.lts-nds.de/index2.php?t=1
http://www.lts-nds.de/index2.php?t=1
http://www.lts-nds.de/index2.php?t=1
http://www.nrwbank.de/de/wohnraumportal/index.html
http://www.lth-rlp.de/w1/lth-online/index.html
http://www.lth-rlp.de/w1/lth-online/index.html
http://www.lth-rlp.de/w1/lth-online/index.html
http://www.sikb.de/index.php?nav=34
http://www.sikb.de/index.php?nav=34
http://www.sab.sachsen.de/servlet/PB/menu/1015528_l1/index.html
http://www.sab.sachsen.de/servlet/PB/menu/1015528_l1/index.html
http://www.lfi-lsa.de/sites/wohnung.html
http://www.lfi-lsa.de/sites/wohnung.html
http://www.ib-sh.de/15/
http://www.ib-sh.de/15/
http://www.ib-sh.de/15/
http://www.aufbaubank.de/
http://www.kfw-foerderbank.de/
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Das Bundesland Bremen fördert über 
das landeseigene Förderinstitut Bremer 
Aufbau-Bank GmbH (BAB) die Wohnei-
gentumsbildung mit zwei Förderinstru-
menten:

- bei Neubaumaßnahmen Gewährung 
eines Baudarlehens 

- bei Erwerb einer Altimmobilie Gewäh-
rung eines sog. Bestandserwerb-Dar-
lehens.

Förderung von Neubaumaßnahmen

Gefördert werden nur Eigentumsmaß-
nahmen, die für die Eigennutzung be-
stimmt sind und bestimmte technische Vo-
raussetzungen erfüllen. Soweit ein Bauherr 
eine Förderung beantragen möchte, sollte 
vor Projektbeginn die Förderfähigkeit 
des geplanten Vorhabens geklärt werden. 
Ebenfalls eine grundsätzliche Vorausset-
zung für die Förderung ist das Einbringen 
einer entsprechenden Eigenleistung in 
Höhe von mind. 20 Prozent (in der Regel 
durch Geldmittel) und die augenscheinli-
che Tragbarkeit der finanziellen Belastung 
aus der Eigentumsfinanzierung. Selbsthil-
feleistungen im rechnerischen Wert von 
7.500 EUR werden als einzubringende Ei-
genleistung ebenso anerkannt. 

Gefördert wird die Neuschaffung von 
familiengerechtem Wohnraum und zwar 
der Neubau bzw. Ersterwerb eines ent-
sprechenden Einfamilienhauses oder ei-
ner Eigentumswohnung oder der Ausbau 
bzw. die Erweiterung eines Einfamilien-
hauses. Die Grundförderung beträgt dabei 
ein Baudarlehen in Höhe von 20.000 EUR 
für Haushalte, die die Einkommensgrenze 
nach § 9 WoFG (12.000 EUR für die erste 
im Haushalt lebende Person, 6.000 EUR 
für die zweite und 4.100 EUR für jedes 
weitere Haushaltsmitglied) um nicht mehr 
als 60 Prozent überschreiten. Ein erhöh-
tes Baudarlehen in Höhe von 35.000 EUR 

kann Haushalten gewährt werden, die die 
Einkommensgrenze nach § 9 WoFG um 
nicht mehr als 10 Prozent überschreiten. 
Als bevorzugter Personenkreis für die 
Eigentumsförderung gelten u.a. Haushal-
te mit Kindern, schwangere Frauen und 
Haushalte mit schwerbehinderten Angehö-
rigen (Grad der Behinderung mind. 80). 

Die Gewährung einer Förderung von 
Eigentumsmaßnahmen ist an Kostenober-
grenzen gebunden, die bspw. bei einer 
Wohnfläche von 100 qm Gesamtkosten von 
176.000 EUR nicht übersteigen dürfen. 
Ebenso müssen vor Baubeginn hinsichtlich 
der Förderfähigkeit bestimmte technische 
Fördervoraussetzungen geprüft werden. 
So darf bei einem 4-Personen-Haushalt 
die Wohnfläche für ein zu förderndes Ei-
genheim nicht mehr als 125 qm betragen. 

Das Baudarlehen ist mit jährlich 8 Pro-
zent zu verzinsen. Eine sofortige Verzin-
sung erfolgt jedoch lediglich in Höhe von 
maximal 2 Prozent p.a., soweit geltende 
Belastungsobergrenzen dadurch nicht 
überschritten werden. Die Tilgung be-
trägt mind. 1 Prozent zuzüglich ersparter 
Zinsen. Die Gebühren für die Verwaltung 
betragen einmalig 1 Prozent und laufend 
0,375 Prozent des Darlehensbetrages. Zu-
gunsten von Schwerbehinderten (mind. 
Behinderungsgrad von 80) kann zusätz-
lich für Mehrkosten, die durch besondere 
bauliche Maßnahmen aufgrund der Behin-
derung bedingt sind, ein zusätzliches Bau-
darlehen in Höhe von 10.000 EUR gewährt 
werden. 

Förderung mit Bestandserwerb-Dar-
lehen

Ziel der Fördeurng ist die Eigentums-
bildung durch den Kauf von bestehen-
dem Wohnraum im Land Bremen. Das 
Bestandswerb-Darlehen soll vorzugsweise 
in Stadtteilen mit besonderem Entwick-
lungsbedarf eingesetzt werden. Für den 
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Förderung von Wohneigentum in Bremen
förderbrechtigten Personenkreis gelten 
die Bestimmungen analog zur Förderung 
im Neubaubereich. Das Bestandserwerb-
Darlehen beträgt 10.000 EUR. Dass Dar-
lehen wird bei 1 Prozent Tilgung nach ei-
ner zinsfreien Zeit von 12 Jahren ab dem 
13. Jahr mit 2 Prozent verzinst und mit 2 
Prozent getilgt. Im Darlehensverlauf steigt 
der Zinssatz auf bis zu 4 Prozent an und 
die Tilgung auf 5 Prozent (zzgl. ersparter 
Zinsen). Bei Schwerbinderung kann ein 
zusätzliches Darlehen in Höhe von 10.000 
EUR gewährt werden. 

Außerdem können Zusatzdarlehen für 
Energiesparmaßnahmen gewährt werden. 
Zum einen wird eine Heizungserneuerung 
incl. der Dämmung der Verteilungsleitun-
gen mit 5.000 EUR gefördert. Des Weite-
ren werden Wärmedämmmaßnahmen von 
Außenwänden und Dächern sowie Decken 
und Wänden gegen unbeheizte Räume 
ebenfalls mit 5.000 EUR gefördert. 

Die technischen Förderungsvorausset-
zungen gelten analog den Bestimmungen 
im Neubaubereich. Dies gilt auch für die 
Verwaltungskosten, die mit 1 Prozent vom 
Nominalbetrag einmalig bei Auszahlung 
und mit 0,375 Prozent vom Nominalbetrag 
laufend zu leisten sind.    

Autor: KSD

· Merkblatt über die öffentliche 
Förderung von Eigentumsmaß-
nahmen 

· Merkblatt über die Förderung mit 
Bestandserwerb-Darlehen zur Ei-
gentumsbildung im Wohnungsbe-
stand im Land Bremen

Quellen zur Wohnrauförderung 
in Bremen (auf den blauen Link klicken)

http://www.big-bremen.de/sixcms/media.php/120/Merkblatt%20BauD%20I%202007.pdf
http://www.big-bremen.de/sixcms/media.php/120/Merkblatt%20BauD%20I%202007.pdf
http://www.big-bremen.de/sixcms/media.php/120/Merkblatt%20BauD%20I%202007.pdf
http://www.big-bremen.de/sixcms/media.php/120/Merkblatt%20BestD%20I%202007.pdf
http://www.big-bremen.de/sixcms/media.php/120/Merkblatt%20BestD%20I%202007.pdf
http://www.big-bremen.de/sixcms/media.php/120/Merkblatt%20BestD%20I%202007.pdf
http://www.big-bremen.de/sixcms/media.php/120/Merkblatt%20BestD%20I%202007.pdf


BAMBERG: Integratives Projekt für Wohnen in allen 
Lebenslagen 

Joseph-Stiftung bebaut in Nürnberg 
ehemaliges Brauereigrundstück mit 
Miet- und Eigentumswohnungen

An der Nürnberger Bärenschanze ent-
steht ein neues Wohnquartier. Bauherrin 
auf dem rund 12.000 qm großen, ehema-
ligen Brauereigelände ist die Joseph-Stif-
tung, das kirchliche Wohnungsunterneh-
men in der Erzdiözese Bamberg.

Gemäß ihres Sozialauftrags wird die Jo-
seph-Stiftung zunächst 68 von Bund, Frei-
staat und Stadt geförderte Mietwohnungen 
– 32 und 36 – in zwei jeweils u-förmig 
angeordneten Gebäuden errichten; Spa-
tenstich war am 21. Mai 2007. Voraus-
sichtlich ab Herbst dieses Jahres werden 
auf der Restfläche nach und nach fünf so 
genannte Stadtvillen mit rund 55 Eigen-
tumswohnungen gebaut. Mittendrin eine 
rund 100 qm große Sozialstation des Cari-

tasverbandes Nürnberg e.V., 
so dass beste Betreuung von 
Alten, Kranken und Behin-
derten gewährleistet sein 
wird.

Stiftungs-Vorstand Rein-
hard Zingler spricht hier von 
einem „integrativen Projekt“, 
bei dem man nicht aus-
schließlich Senior(inn)en, 
sondern insgesamt Men-
schen mit jetzigem oder spä-
terem Hilfebedarf im Blick 
habe. Rund 22 Mio. Euro werde in das 
Projekt investiert. Der erste Abschnitt, der 
Mietwohnungsbau, ist alleine auf 6,2 Mio. 
Euro veranschlagt. Dank eines Baudarle-
hens von 4 Mio. Euro wird die Kaltmiete 
je nach Einkommen der Bewohner/innen 
zwischen 4,75 und 5,75 Euro/qm betra-
gen.

Dr. Roland Fleck, Wirtschaftsreferent 
der Stadt Nürnberg, lobt ausdrücklich 
die „kreative Zusammenarbeit“ zwischen 
Joseph-Stiftung und Amt für Wohnen und 
Stadterneuerung. Über 300 Wohneinheiten 
seien auf diese Weise seit der Jahrtausend-
wende in Nürnberg neu geschaffen wor-
den. Nun gehe es schwerpunktmäßig um 
das Zusammenleben unter den Generatio-
nen, womit das Vorhaben ideal zum Nürn-
berger „Bündnis für Familien“ passe. 

Mit städtebaulichem Konzept sowie Pla-
nung und Bauleitung der Mietwohnanlage 
hat die Joseph-Stiftung die Nürnberger Ar-
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Joseph-Stiftung
Kirchliches Wohnungsunternehmen
Hans-Birkmayr-Straße 65
96050 Bamberg
Telefon: (09 51) 91 44-0 
Telefax: (09 51) 91 44-5 55
E-Mail: info@joseph-stiftung.de
Internet: www.joseph-stiftung.de
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chitektenpartnerschaft Grabow + Hofmann 
beauftragt. Projektleiter Thomas Zech 
unterstreicht das von der Joseph-Stiftung 
vorgegebene „sehr hohe Niveau“ dieser 
Baumaßnahme. Dies zeige sich beispiels-
weise an den vielen grünen Freiräumen, an 
den großzügigen Bewegungsflächen in den 
Wohnungen („Wer einzieht, kann hier für 
immer leben.“) und an den energetischen 
Vorkehrungen, mit einer bspw. überdurch-
schnittlichen Wärmedämmung. 

Zwei Tiefgaragen mit rund 100 Pkw-
Stellplätzen sowie oberirdische Parkflä-
chen an den Quartiersrändern sollen das 
Wohngebiet nahezu autofrei halten. Die 

Plätze zwischen den Häusern sollen durch 
eine kommunikative Gestaltung zum Ver-
weilen und Plaudern einladen.

In der Mietwohnanlage werden 2- bis 4-
Zimmer-Wohnungen mit insgesamt 4.505 
qm Wohnfläche zur Verfügung stehen. 24 
der 68 Wohnungen sind als Altenwoh-
nungen deklariert; über Aufzüge und Lau-
bengänge werden jedoch alle barrierefrei 
erschlossen. Terrassen und Balkone er-
weitern die Wohnmöglichkeiten.  

Autor: Joseph-Stiftung

Auftakt für die Wohnbebauung. Der symbol-
trächtige Spatenstich wurde vorgenommen (von 
links): Reinhard Zingler, Vorstand der Joseph-
Stiftung; Andreas Müller, Pfarrer von „St. Anton“; 
Domdekan Prälat Herbert Hauf, Vorsitzender des 
Stiftungsrates; Dr. Roland Fleck, Wirtschaftsrefe-
rent der Stadt Nürnberg; Hans-Joachim Schlößl, 
Leiter des Amtes für Wohnen und Stadterneue-
rung; Projektleiter Thomas Zech und Seniorchef 
Hans Hofmann von der Architektenpartnerschaft 
Grabow + Hofmann.
Quelle: Joseph-Stiftung, Bamberg

Viergeschossige Mietwohngebäude werden das neue Stadtquartier zum benachbarten Biergarten 
abgrenzen 
Quelle: Compress media, Bamberg

Unternehmensnachrichten

mailto:info@rheinwohnungsbau.de
http://www.joseph-stiftung.de


REEBUS - Realisation Energy Efficiency  
for Building Stock

Im Rahmen des EU-Arbeitsprogramms 
Intelligent Energy Europe (IIE II) wollen 
die christlichen Wohnungsunternehmen 
Europas, die in der dec domus europa-
ea christiana EWIV – Europäische Wirt-
schaftliche Interessenvereinigung der 
christlichen Wohnungs- und Siedlungsun-
ternehmen (kurz dec EWIV) zusammenge-
schlossen sind, ein gemeinsames Projekt 
zur Förderung bei der EU anmelden. Dazu 
wurde bereits eine umfangreiche Projekt-
skizze erstellt, die im Folgenden im Über-
blick dargestellt werden soll. 

EU-Aktionsplan für Energieeffizienz

Das Programm Intelligent Energy Eu-
ropa ist inhaltlich mit dem EU-Aktions-
plan für Energieeffizienz verbunden. Am 
19. Oktober 2006 hat die EU-Kommissi-
on einen Aktionsplan für Energieeffizienz 
vorgelegt, der die direkten Kosten des 
Energieverbrauchs bis 2020 jährlich um 
über 100 Mrd. EUR senken und dadurch 
jährlich etwa 780 Mio. t CO2-Emissionen 
vermeiden soll. 

Daran anknüpfend haben die europäi-
schen Staats- und Regierungschefs am 9. 
März 2007 weitere weit reichende Maß-
nahmen zum Klimaschutz beschlossen. 
So verpflichtet sich die EU, im Vorgriff auf 
internationale Verhandlungen, schon jetzt 
ihre Treibhausgasemissionen bis 2020 
um mindestens 20% zu senken. Der Plan 
enthält eine Reihe von Maßnahmen, die in 
den nächsten sechs Jahren umgesetzt wer-
den sollen. Ziel ist die Mobilisierung der 
Marktakteure und die Umgestaltung des 
Energiebinnenmarkts, damit die Bürger 
der EU über weltweit engergieeffizientesten 
Gebäude, Geräte, Verfahren, Verkehrsmit-
tel und Energiesysteme verfügen. 

Energieeffizienzanforderungen an 
Gebäude - Niedrigstenergiehäuser

Die Kommission wird 2009, nach voll-
ständiger Umsetzung, eine erhebliche Aus-
dehnung des Geltungsbereichs der Richt-
linie über die Gesamtenergieeffizienz von 
Gebäuden vorschlagen. Daneben wird sie 
Mindestanforderungen an die Energieeffi-
zienz (in kWh/qm) neuer und renovierter 
Gebäude festlegen. Für Neubauten wird die 
Kommission ebenfalls bis Ende 2008 eine 
Strategie zur Einführung von Niedrigsten-
ergie- bzw. Passivhäusern entwickeln, um 
die weitere Verbreitung solcher Häuser bis 
2015 voranzutreiben. 

Als wichtigste Maßnahme zur Umset-
zung der Ziele soll die Energieeffizienz bis 
2020 um 20% gg. heute gesteigert werden. 
Der Anteil der Erneuerbaren Energien am 
Primärenergieverbrauch soll bis 2020 auf 
20% verdreifacht werden. Hier setzt das 
Arbeitsprogramm IIE II, in dem sich die 
dec EWIV mit dem REEBUS-Projekt enga-
gieren möchte, an und soll zur Bereitstel-
lung sicherer und nachhaltiger Energie mit 
wettbewerbsfähigen Preisen für Europa 
beitragen. Dabei sind folgende Maßnah-
men geplant:

- Verbesserung der Energieeffizienz und 
rationelle Nutzung der Energiequellen,

- Förderung neuer und erneuerbararer 
Energiequellen und Diversifizierung 
der Energieversorgung sowie 

- Verbesserung der Energieeffizienz 
und Förderung der Nutzung neuer 
und erneuerbarer Energiequellen im 
Verkehrswesen.

Als Projektziele des Arbeitsprogramms IEE 
II sind festgelegt:
- Untermauerung politischer Konzepte 

© Verlag Bauen und Siedeln c/o KSD e.V., Berlin

und Strategien,
- Umstellung des Marktes,
- Änderung der Verhaltensmuster,
- Zugang zu Kapital sowie
- Aus- und Fortbildung.

Ableitung von Handlungszielen

Im Rahmen der geplanten Maßnahmen  
von IEE II sind eine Reihe von Themenstel-
lungen geplant, die der Erreichung der En-
ergieeffizienzziele des Programms dienen. 
Überprüft man den Aufbau von IEE II auf 
seine Relevanz für die Wohnungswirtschaft, 
so lassen sich 5 Handlungsziele ableiten:

1. Energieeffiziente Gebäude
2. Heizung/Kühlung aus erneuerbaren 

Energien
3. Initiative „Energiedienstlesitungen
4. Initiative „Kraft-Wärme-Kopplung“
5. Bewusstseinsbildung.

Die konkrete Zielsetzung des REEBUS-
Projektes ist die Implementierung der 
europäischen Energiestrategie in mittel-
ständischen Unternehmen des sozialen 
Wohnungsbaus mittels eines einfachen 
betriebswirtschaftlichen Instrumentariums 
(sog. REEBUSCard). Auf der Basis der 
EU-Vorstellungen soll ein Instrument ent-
wickelt werden, das unabhängig von den 
jeweiligen Ressourcen des KMU des sozia-
len Wohnungsbaus einheitlich und wider-
spruchsfrei implementiert werden kann, 
ohne dass ein einheitlicher Ausgangspunkt 
für die bereits erreichte Energieeffizienz 
erforderlich ist. 

Das Projektergebnis REEBUSCard soll 
folgende Anforderungen erfüllen können:

- REEBUSCard ist eine leicht verständ-
liche Methodik zur Unterstützung 
des Managements bei der Umsetzung 
einer EU-konformen Energiestrategie 
im Wohnungsunternehmen;

- REEBUSCard ist ein mehrdimensiona-
les Analyseraster, das alle Perspekti-
ven des unternehmerischen Handelns 
berücksichtigt;

- REEBUSCard vermittelt strukturiert 
die strategischen Ziele und die zur 

Europa
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Zielerreichung erforderlichen Maß-
nahmen;

- REEBUSCard sorgt durch die Kom-
bination von quantitativen sowie 
qualitativen Früh- und Spätindikato-
ren für eine ganzheitliche Lenkung 
des unternehmerischen Handelns in 
Energiefragen;

- REEBUSCard schafft ein hohes Maß 
an Transparenz;

- REEBUSCard stellt eine konsequente 
Umsetzung der gewählten Energiestra-
tegie sicher. 

Im Juli und August dieses Jahres plant 
die dec EWIV – mit weiteren deutschen 
und europäischen Partnern – dazu einen 
Projektantrag zu erarbeiten. Die EU-Kom-
mission hat den 27. September als spä-
testen Abgabetermin für Projektanträge 
festgelegt. Sollte die Beantragung positiv 
verlaufen, kann das Projekt REEBUS zum 
1. Juni 2008 starten. Als vorläufiges Pro-
jektende ist der 31.12.2010 anvisiert.  

Autor: KSD

Mehr Informationen zum EU-Ar-
beitsprogramm Intelligent Energy 
Europe (IEE II) sind im Internet un-
ter http://ec.europa.eu/energy/intelligent/
index_en.html abrufbar.

K O N T A K T

dec – domus europaea  
christiana EWIV
c/o KSD Katholischer Siedlungs- 
dienst e.V.
Reinhardtstr. 13
10117 Berlin
Telefon: (030) 280 936 - 50
Telefax: (030) 280 936 - 51
E-Mail: info@KSD-eV.de
Web-Site: www.KSD-eV.de

Aktuelle EU-Initiativen im Bereich Wohnungswesen 
und Stadtentwicklung

S€PA – Single 
€uro Payments 
Area

Bei S€PA handelt es 
sich um die Richtli-

nie der EU über Zahlungsdienste. Ziel der 
Richtlinie ist es, Zahlungen innerhalb der 
EU so einfach, billig und sicher wie mög-
lich zu machen. Die Richtlinie dient vor al-
lem der Schaffung eines einheitlichen 
Euro-Zahlungsverkehrsraums. Denn 
mit S€PA sollen künftig Überweisungen und 
Lastschriften auch über nationale Grenzen 
hinweg – in 30 Ländern – einfach über das 
bestehende Girokonto abgewickelt werden 
können. Durch S€PA wird der Zah-
lungsverkehr unter S€PA-Ländern 
vereinheitlicht und standardisiert. 
Dabei geht um Überweisungen, Lastschrif-
ten und Kartenzahlungen. Bis 2010 wird 
S€PA den gewohnten Inlandszahlungs-
verkehr ablösen. Damit soll u.a. erreicht 
werden, dass künftig Überweisungen ins 
Ausland nicht mehr kosten als Inlands-
zahlungen. Einheitlich soll die internatio-
nale Bankkontonummer (IBAN) und der 
internationale Bank-Indetifizieurngs-Code 
(BIC) zum Einsatz kommen. Mit der neu-
en europäischen Lastschrift kann zukünf-
tig von jedem Konto im Binnenmakrt Geld 
eingezogen werden. Bei Kartenzahlungen 
soll es künftig möglich sein, unabhängig 
vom Kartensystem (z.B. Maestro) die eige-
ne Kreditkarte einzusetzen. 

Seitens der Wohnungswirtschaft gibt es 
ernsthafte Bedenken, dass durch S€PA die 
Informationspflichten gegenüber Kunden 
(Mietern) deutlich ausgeweitet werden. 
Dies betrifft vor allem den Mieteinzug 
über Lastschrift, denn die Anforderungen 
an den Einreicher werden grundsätzlich 
etwas höher sein als bisher. In den sog. 
S€PA-Rulebooks ist eine „Prenotification“ 
vor Einreichung der Lastschrift vorgese-
hen.  

Anhörung der Gruppe der Liberalen 
im Europäischen Parlament (ALDE) 
zum Thema Wohnungswesen

Am 28. März 2007 fand eine Anhörung 
der ALDE zum Thema Wohnungswesen 
statt. Dabei standen zwei Themen im Vor-
dergrund. Einerseits wurde die Frage dis-
kutiert, wie die Gesetzgebungskompe-
tenzen im Wohnungswesen verteilt sind 
und ob es sinnvoll wäre, die Kompetenzen 
der EU hier zu erweitern. In dieser Frage 
zeichnet sich quer durch die europäischen 
Fraktionen eine Ost-West-Trennung ab. 

Die Regierungen und die Parlamentarier 
aus den östlichen Mitgliedstaaten stehen 
– nicht zuletzt wegen der zu erwarten-
den finanziellen Zuwendungen aus den 
EU-Strukturfonds – einem europäischen 
Engagement aufgeschlossener gegenüber 
als die westeuropäischen Regierungen und 
Parlamentarier. Die Befürworter sehen be-
reits in einem Bericht des italienischen Eu-
ropaabegordneten Alfonso Andria „Über 
Wohnraum und Regionalpolitik“ (Aus-
schuss für regionale Entwicklung) einen 
ersten Erfolg, da sich das Parlament des 
Themas angenommen hat und es gelungen 
sei, die Strukturfonds, wenn auch begrenzt, 
für den Wohnungsbau zu öffnen.

Andererseits ging es um die Frage, ob es 
notwendig sei, ein Grundrecht auf Woh-
nen im europäischen Recht zu verankern. 
Dies wurde von den meisten Vertretern der 
europäischen Einrichtungen und Verbän-
den als notwendig erachtet, um in allen 
Mitgliedstaaten diese soziale Sicherheit zu 
verankern. Im Gegensatz dazu herrsch-
te bei den meisten nationalen Vertretern 
die Auffassung vor, dieses „Grundrecht“ 
sei bereits ausreichend in den nationalen 
Rechtsordnungen abgesichert.  

Europa

http://www.lth-rlp.de
http://www.lth-rlp.de
mailto:info@KSD-eV.de 
mailto:info@KSD-eV.de 
http://www.ksd-ev.de
http://www.europarl.europa.eu/committees/regi_home_en.htm
http://www.europarl.europa.eu/committees/regi_home_en.htm
http://www.alde.eu
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# Bernhard Hennecke (56), bisher 
Bundesgeschäftsführer des Kolpingwerks 
Deutschland, ist als Nachfolger von Victor 
Feiler (47) zum Bundessekretär des 
Sozialverbandes berufen worden. Feiler 
arbeitet jetzt als Diözesangeschäftsführer 
des Kolpingwerks im Erzbistum Bamberg. 

# Reinhard Pappenberger (48) ist 
am 25. März vom Regensburger Bischof 
Gerhard Ludwig Müller im Regensburger 
Dom zum Bischof geweiht worden. Der neue 
Weihbischof war als Domkapitular bisher 
u.a. für die Ehe- und Familienpastoral, 
die Liturgie, Verbände, Jugendarbeit und 
diözesane Räte zuständig. Er ist der jüngste 
Bischof in Bayern und folgt Weihbischof 
Vinzenz Guggenberger (78) nach, der 
bereits vor drei Jahren altersbedingt 
emeritiert wurde.

# Nach zehnmonatiger Sedisvakanz 
hat das kleinste Bistum in Deutschland 
wieder einen Bischof. Papst Benedikt XVI. 
ernannte am 24. April Konrad Zdarsa, 
bislang Generalvikar im benachbarten 
Bistum Dresden-Meißen, zum geistlichen 
Oberhaupt des heute noch etwa 35.000 
Katholiken zählenden Bistums Görlitz. 
Zdarsa wurde am 7. Juni 1944 im 
sächsischen Hainichen geboren und 
konnte dank seiner österreichischen 
Staatsbürgerschaft zu DDR-Zeiten in 
Rom studieren. Der Priester des Bistums 
Dresden-Meißen tritt die Nachfolge des 
aus Niederschlesien stammenden Bischofs 
Rudolf Müller an, der im vergangenen Jahr 
mit dem Erreichen der Altersgrenze von 
75 Jahren von seinem Amt zurückgetreten 
war. Die Bischofsweihe fand am 23. Juni 
statt und wurde von Erzbischof Georg 
Kardinal Sterzinsky vorgenommen. 

# Hubertus Zomack (65), bislang 
Diözesanadministrator des Bistums 
Görlitz, ist erneut dessen Generalvikar. 
Der neue Görlitzer Bischof Konrad Zdarsa 
berief ihn wieder in dieses Amt. Zomack 
hatte diese Aufgabe bereits ab 1996 unter 
Altbischof Rudolf Müller inne, der vor 
einem Jahr aus Altersgründen zurücktrat. 

Danach stand Zomack übergangsweise 
an der Spitze des Bistums, bis dieses mit 
Konrad Zdarsa am 23. Juni einen neuen 
Bischof erhielt. 

# Michael Bautz (67), zuletzt 
Krankenhausseelsorger, ist von Bischof 
Joachim Reinelt zum neuen Generalvikar 
des Bistums Dresden-Meißen ernannt 
worden. Der in Breslau geborene Bautz, 
früher u.a. Subregens am Priesterseminar 
Erfurt und von 1997 bis 2006 auf Kuba 
tätig, tritt am 2. Juli die Nachfolge von 
Konrad Zdarsa (62) an.

# Der Generalsekretär des Zentral-
komitees der deutschen Katholiken 
(ZdK), Stefan Vesper (51), tritt im 
September seine zweite Amtszeit an. Für 
die weitere achtjährige Amtsperiode habe 
der Hauptausschuss des ZdK mit großer 
Mehrheit votiert. Auch die Bischöfe hätten 
die notwendige Zustimmung gegeben.

# Maria Elisabeth Thoma (57) bleibt 
Bundesvorsitzende des Sozialdienstes 
katholischer Frauen (SkF). Sie wurde 
auf der Delegiertenversammlung des 
Verbandes Anfang Mai in Weimar im Amt 
bestätigt.

# Hans-Jürgen Dennemarck 
(53), zuletzt Geschäftsführer eines 

Personalia Architekturbüros, hat zum 1. Juni die 
Leitung des neu strukturierten Referates für 
Bauwesen im Erzbischöflichen Ordinariat 
München übernommen. Der von Kardinal 
Friedrich Wetter zum Ordinariatsrat 
ernannte, ist Nachfolger von George 
Resenberg. Der 62-Jährige, der zwölf Jahre 
an der Spitze des Baureferats stand, ging 
Ende Februar in den Ruhestand.

# Norbert Feldhoff (67), 
Kölner Dompropst, ist von der 
Generalversammlung der Pax-Bank zum 
neuen Aufsichtsratvorsitzenden gewählt 
worden. Er folgt Ehrendechant Peter 
Haanen, der den Vorsitz wegen Erreichens 
der Altersgrenze von siebzig Jahren 
abgibt. 

# Franz-Josef Overbeck, bislang 
Domvikar und Leiter des Instituts für 
Diakonat und pastorale Dienste (IDP) 
im Bistum Münster, ist am 18. Juli von 
Papst Benedikt XVI. zum Weihbischof 
ernannt worden. In der rund 365.000 
Katholiken zählenden Region Münster-
Warendorf tritt der 43 Jahre alte Geistliche 
als Regionalbischof an die Stelle von 
Weihbischof Ostermann, der vor kurzem 
sein 75. Lebensjahr vollendet hat.  

Aus dem Verband

http://www.misereor.de


Im Februar dieses 
Jahres ist das Bau-
gesetzbuch in der 
mittlerweile 10. Auf-
lage erschienen und 
berücksichtigt den 
Rechtsstand bis Janu-
ar 2007. 

Das novellierte 
Baugesetzbuch wurde trat am 1. Januar 
2007 in Kraft. Wesentliche Änderung ist 
die Einführung eines neuen beschleu-
nigten Verfahrens für Bebauungspläne 
der Innenentwicklung der Städte. Dies 
soll durch eine erhebliche Kürzung und 
Vereinfachung der Planungsverfahren, 
insbesondere durch eine konzentrierte 
Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung 
geschehen. Der Abschluss von Sanierungs-
verfahren wird ebenfalls beschleunigt und 
erleichtert. Die vorangestellte Einführung 

gibt einen Überblick über die aktuelle 
Rechtslage. Alle anderen in der Textausga-
be abgedruckten Vorschriften sind ebenso 
auf den aktuellen Stand gebracht. 

Die vorliegende Textausgabe des Bauge-
setzbuches umfasst folgende Gesetze und 
Verordnungen: 

- Baunutzungsverordnungen,
- Planzeichenverordnung,
- Wertermittlungsverordnung,
- Raumordnungsgesetz
- Raumordnungsverordnung,
- Bundeskleingartengesetz
- Gesetz über die Umweltverträglichkeit 

sowie fachplanungsrechtliche und verwal-
tungsrechtliche Regelungen. 

Eine Einführung in die aktuelle Rechts-
lage sowie ein umfangreiches Sachver-
zeichnis runden die Textsammlung ab und 
machen das Werk so zu einem unverzeicht-
baren Arbeitsinstrument für Architekten, 
Ingenieure, Kommunalverwaltungen sowie 
Studenten der entsprechenden Fachrich-
tungen. 

Herausgegeben und mit einer Einfüh-
rung zu den Änderungen durch das Gesetz 

zur Erleichterung von Planungsvorhaben 
für die Innenstadtentwicklung der Städte 
versehen, wird die baurechtliche Vor-
schriftensammlung von Herrn Dr. Peter 
Runkel, Ministerialdirigent im Bundesmi-
nisterium für Verkehr, Bau und Stadtent-
wicklung (BMVBS) unter Bearbeitung von 
Regierungsrätin Roxana Kolenda (eben-
falls BMVBS).  

© Bundesanzeiger Verlagsgesellschaft 
mbH, Köln
Dr. Peter Runkel (Hrsg.)
Baugesetzbuch.
Rechtsstand: Januar 2007
10. Auflage, 652 Seiten
12,8 x 19,0 cm Softcover (kartoniert)
19,80 EUR 
ISBN 978-3-89817-646-0

Die EU-Richtli-
nie 2002/91/EG 
über die „Gesam-
tenergieeffizienz 
von Gebäuden“ 
ist in nationales 
Recht umzuset-

zen. Mit der Vornormenreihe DIN V 18599 
„Energetische Bewertung von Gebäuden“ 
hat die Europäischen Richtlinie zur „Ge-
samtenergieeffizienz von Gebäuden“ ihre 
konsequente Umsetzungsform gefunden. 
Da die EU-Richtlinie bei Errichtung, Kauf 
oder Neuvermietung zwingend einen En-
ergieausweis vorschreibt, wurde für die 

EnEV die Vornormenreihe, die aus zehn 
Teilen besteht, berechnet. Sie knüpft in 
sinnvoller Weise an bestehende Normen 
und Rechenmethoden an.

Diese Normenreihe ist jetzt noch einmal 
überarbeitet worden und liegt jetzt in einer 
2. Auflage vor. So werden die neuen ener-
gietechnischen Aspekte der EU-Richtlinie 
(wie etwa Beleuchtung und Kühlung) mit 
einbezogen. Die Berechnungsmethode ist 
„ganzheitlich“, d.h. sie bildet alle relevan-
ten Faktoren, auch verschiedener Gewer-
ke, im Zusammenhang ab. 

Die zehn Normenteile tragen dazu bei, 
dass unter standardisierten Bedingungen 
architektonische Ansätze und Systeme der 
Bau-, Heiz-, Kühl-, Lüftungs-, Klima- und 
Beleuchtungstechnik energetisch mitein-
ander verglichen und in ihrer Interaktion 
bewertet werden können. Alles in allem 
kommt der Norm so eine immer wichtiger 
werdende, übergreifende Brückenfunktion 

in der Beratungs- und Planungspraxis zu. 
Insgesamt gilt die Vornormenreihe DIN 

V 18599 sowohl für den Neubau als auch 
für die Bestands-Sanierung von Nicht-
wohngebäuden. Alle Teile der Vornormen-
reihe DIN V 18599 werden im Volltext mit 
PDF-Dateien angeboten.  

© DIN Dt. Institut für Normung e. V. 
Beuth Verlag GmbH: Berlin, Wien, Zürich 
DIN V 18599 Energetische Bewertung 
von Gebäuden. Teil 1 bis Teil 10.
Berechnung des Nutz-, End- und Primär-
energiebedarfs für Heizung, Kühlung, Lüf-
tung, Trinkwasser und Beleuchtung.
2. Auflage, 2007, 1 CD-ROM
Einzelplatzversion 
265,00 EUR 
ISBN 978-3-410-16583-5 
 
Analog hierzu werden die Dokumente aber 
auch im Ordner angeboten. 

© Verlag Bauen und Siedeln c/o KSD e.V., Berlin

DIN V 18599: Energetische 
Bewertung von Gebäuden.

DIN Deutsches Institut für Normung 
e.V. (Hrsg.)

Baugesetzbuch 
Rechtsstand: Januar 2007

Runkel, Dr. Peter (Hrsg.)
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